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V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 26. 3. 2015 über die Sitzung (1/2015) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:     Gemeindeamt Tiefgraben  

 

Anwesende:   1.    Bürgermeister Matthias Reindl (ÖVP) 

 2. Vizebürgermeister August Wieneroither (ÖVP) 

3. Gemeindevorstand Anton Landauer (ÖVP) 

4. Gemeindevorstand Johann Dittlbacher (ÖVP) 

5. Gemeindevorstand Stefan Stichmann (ÖVP)  

6. Gemeindevorstand Reinhard Metzger (ÖVP) - entschuldigt ferngeblieben 

7. Gemeindevorstand Christiana Brandtmeier (SPÖ) 

8. Gemeinderat Karl Lackner (ÖVP) 

9. Gemeinderätin Monika Kettler-Kroiß (ÖVP)  

10. Gemeinderat Andreas Landauer (ÖVP) - entschuldigt ferngeblieben 

11. Gemeinderat Franz Schweighofer (ÖVP)  

12.  Gemeinderat Johann Parhammer (ÖVP) - entschuldigt ferngeblieben  

13. Gemeinderat Christian Steininger (ÖVP) 

14. Gemeinderat Franz Emeder (ÖVP) - entschuldigt ferngeblieben 

15. Gemeinderat Hubert Ehrschwendtner (ÖVP) 

16. Gemeinderat Johann Schweighofer (ÖVP)  

17. Gemeinderat Daniel Pöllmann (ÖVP) 

18. Gemeinderätin Edtmeier Anna (ÖVP) - entschuldigt ferngeblieben  

19. Gemeinderat Matthias Strobl (ÖVP)  

20. Gemeinderat Franz Rakar (SPÖ) 

21. Gemeinderätin Elisabeth König (SPÖ) - entschuldigt ferngeblieben 

22. Gemeinderat Johann Pöllmann (FPÖ)  

23. Gemeinderätin Gertrud Strobl (FPÖ)   

24. Gemeinderat Dipl. Ing. Dr. Peter Baum (BI)   

25. Gemeinderätin Eva Nowak (BI)   
   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend:  ÖVP:  Michael Wurm, MSD;  Manuel Landauer; Johann Steinkress,  

                                                                             Dipl. Ing. Johannes Pfeffer 

    SPÖ:   Hildegard Rakar                                   

                                                            
 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
                                                                      

Zuhörer: 15        

Beginn:   19.00 Uhr 
 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und trifft die Feststellung, dass 

a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung ergangen sei, 

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeindeamtes ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 

d) die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 09. 12. 2014, Nr. 5/2014, während der Sitzung 

zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

e) zum Schriftführer Amtsleiter Koloman Meindl bestellt wird, 

f) zum Protokollfertiger für die heutige Verhandlungsschrift von den Fraktionen Bürgermeister Matthias 

Reindl für die ÖVP, GV Christiana Brandtmeier für die SPÖ, GR Johann Pöllmann für die FPÖ und 

Gemeinderätin Eva Novak für die BI namhaft gemacht werden. 
 



       

Tagesordnung 
 

 

1. Genehmigung des Rechnungsabschluss 2014 

Der Bürgermeister führt aus, er habe nach Abschluss jedes Haushaltsjahres (Rechnungsjahres) über die 

gesamte Gebarung der Gemeinde den Rechnungsabschluss zu erstellen. Der Rechnungsabschluss ist vor 

der Vorlage an den Gemeinderat durch zwei Wochen im Gemeindeamt während der Amtsstunden zur 

öffentlichen Einsicht aufzulegen. Er stellt fest, dass während der Auflage keine Erinnerungen beim 

Gemeindeamt eingegangen sind.   

Die Beratung und Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss obliegen dem Gemeinderat in 

öffentlicher Sitzung. Die Grundsätze der Gemeindeordnung in Bezug auf Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit für das Haushaltsjahr 2014 sind gegeben.  

Der Rechnungsabschluss weist im Ordentlichen Haushalt Einnahmen in Höhe von € 6.424.831,70 und 

Ausgaben von € 6.417.281,47 aus. Der Überschuss beträgt € 7.550,23. Der Außerordentliche Haushalt 

weist mit Einnahmen von € 1.426.065,99 und Ausgaben von € 766.224,94 € einen Überschuss von € 

659.841,05 aus.   

Die Gemeinde verfügt über Rücklagen in Höhe von € 3.200.846,60 (zweckgebundene und nicht 

zweckgebundene): je Bürger € 848,58. Der Schuldenstand der Gemeinde beträgt € 279.053,24, d. h. je 

Einwohner € 73,98. Die Haftungen der Gemeinde für den RHV Mondsee/Irrsee und die KVZ Schloss 

Mondsee GmbH. betragen € 4.039.672,64, das ergibt je Bürger einen Betrag von € 1.070,96.  

In der Folge informiert Bgm. Reindl mittels Powerpointpräsentation über die wesentlichen Einnahmen 

und Ausgaben im OH sowie des AOH. 

Der Obmann des Prüfungsausschusses, GR Franz Rakar, weist auf die positiven Zahlen des 

Rechnungsabschlusses hin. Die Gemeinde habe gut gewirtschaftet. Es derartiges Ergebnis ist nicht 

selbstverständlich, zumal es in OÖ sehr viele Abgangsgemeinden gibt. Erfreulich sei seiner Meinung 

auch, dass der Schuldenstand 2014 um € 100.000,-- verringert werden konnte.  

Bürgermeister Matthias Reindl stellt den Antrag, den Rechnungsabschluss 2014 zu genehmigen.   

Beschluss:  einstimmig.  

 

2. Ankauf eines Kleinlöschfahrzeuges mit Allrad für die FF Hof und Genehmigung der 

Finanzierung 

Der Vorsitzende berichtet, dass die Freiw. Feuerwehr Hof bereits mit Schreiben vom Sept. 2009 um die  

Beschaffung eines Ersatzes für das Kleinlöschfahrzeug (KLF), Baujahr 1983, ersuchte. Der Gemeinderat 

fasste am 26. 06. 2010 den einstimmigen Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines neuen 

Kleinlöschfahrzeuges mit Allrad (KLF A). 

Das 32 Jahre alte KLF ist bereits sehr reparaturanfällig. Für die kommende §57a-Überprüfung werden 

Kosten in Höhe von € 4.641,77 erwartet.  

Es erscheint daher aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll, den 2016 geplanten Ankauf noch 2015 zu tätigen. 

Seitens des Landes ist die Beschaffung erst 2016 im Programm, sodass die Bedarfszuweisung und der 

Landeszuschuss vom Landesfeuerwehrverband im kommenden Jahr erwartet werden können.  

Damit die Auslieferung des KLF-A so rasch als möglich erfolgen kann, muss das Fahrzeug mit Beladung 

umgehend bestellt werden. Sollte bis zur Lieferung des neuen Fahrzeuges das dzt. KLF nicht mehr 

einsatzbereit sein, bestünde die Möglichkeit vom BFK oder LFK ein Fahrzeug zur Überbrückung 

anzufordern. Die Ausschreibung nach dem Bundesvergabegesetz ist nicht erforderlich, weil diese bereits 

durch das Land/den OÖ. Landesfeuerwehrverband vorgenommen wurde. Seitens der FF Hof wurde ein 

Beitrag in Höhe von 10 % in Aussicht gestellt.  
 

Zur Beschlussfassung liegt das Richtangebot der Fa. Rosenbauer vom 25.02.2015, FHoc/UMat, Angebot 

Nr. 001-15011-A001 wie folgt vor:   

Mercedes-Benz Sprinter 519 CDI KA 140 KW (190 PS) und Aufbau Gesamtkosten € 149.866,- incl. 

Mwst. 

Zahlung: 1/3 Anzahlung bei Erhalt der Auftragsbestätigung, 1/3 Mitte Lieferzeit, Restzahlung 30 Tage 

nach Lieferung  

Lieferung: voraussichtlich Dez. 2015 
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Finanzierung: 

Finanzmittel 2015 2016 Gesamt € 

Rücklagen Gemeinde 

FF Hof 

83.866   83.866 

Bedarfszuweisung  33.000  33.000 

Landeszuschuss  33.000  33.000 

Summe  83.866 66.000 149.866 
 

Vorfinanzierung: 

Da der Ankauf des KLF A wegen der hohen Reparaturkosten vorgezogen wird, müssen 2015 zu den 

€ 83.866,-- noch zusätzlich € 66.000,--, also insgesamt € 149.866,--, aus der Betriebsmittelrücklage 

der Gemeinde Tiefgraben zur Vorfinanzierung der BZ und LZ entnommen werden.   

Auf Anfrage von GR Johann Pöllmann, was mit dem "alten" Fahrzeug passiere, stellt GR Daniel 

Pöllmann klar, dass dieses verkauft werde, allerdings kein hoher Erlös zu erwarten sei.  

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag,  

a) den Finanzierung des KLF A für die FF Hof wie beschrieben vorzunehmen und  

b) den Ankauf des KLF A nach dem Richtangebot der Fa. Rosenbauer vom 25. 02. 2015, mit 

Gesamtkosten von 149.866,00 incl. MWST zu genehmigen.    

Beschluss: einstimmig.  
      

3. Änderungen des Flächenwidmungsplanes/ÖEK – Einleitung der Verfahren 

FWPL.Ä. Nr. 3.131/ÖEK. Ä.; Bereich "Zur Linde" (Dr. Weich); Umwidmung von GL in 

Wohngebiet 

Der Antrag sieht die Umwidmung von landw. Grünland in Wohngebiet von rund 17.000 m² vor; 

betroffene Gstk. 972/2, 972/1, 970, 969/2, 971, je KG Tiefgraben. 

Die gegenständliche Angelegenheit wurde vom Gemeinderat am 11. 12. 2014 mit dem Hinweis vertagt, 

dass seitens der Antragstellerin ein Konzept zur Deckung des örtlichen Baulandbedarfes vorzulegen sei. 

Nunmehr liegt ein Gesamtkonzept von Frau Dr. Weich mit Datum v. 5. 2. 2015 vor. Darin wird der 

Gemeinde eine Fläche im Ausmaß von rund 5.500 m² (= 1/3 von ca. 17.000 m²) zur Deckung des 

örtlichen Baulandbedarfes angeboten. Der Grundpreis für Ortsansässige wird mit € 150,-- je m² beziffert.  

In der Bau- und Planungsausschusssitzung am 19. 3. 2015 wurde einstimmig beschlossen, das Verfahren 

zur Änderung nicht einzuleiten, weil das vorliegende Konzept von Frau Dr. Weich der Deckung des 

örtlichen Baulandbedarfes nicht gerecht wird. Der der Gemeinde angebotene Straßengrund diene ohnehin 

der inneren Aufschließung der beantragten Baulandflächen. Der örtliche Baulandbedarf kann mit dem 

unausgewogenen Konzept nicht gedeckt werden. Die Siedlungserweiterung im gegenständlichen Bereich 

steht dzt. im Widerspruch zum geltenden ÖEK.  

GV Anton Landauer beantragt die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.131 samt Änderung des 

ÖEK. nicht einzuleiten. Beschluss:  einstimmig. 
  

Fwpl. Ä. Nr. 3.144, Bereich " Am Zellerbach" (Gierbl, vorderer Grabner) 

Die Ehegatten Gierbl beantragen die Umwidmung  einer Teilfläche im Ausmaß von 352 m² des Gstk. 

1590/5, KG Tiefgraben, von landw. Grünland in Wohngebiet. Damit wird das bestehende Wohngebiet so 

erweitert, dass ein vernünftiger Bauplatz entsteht. Die infrastrukturelle Erschließung ist zur Gänze 

gegeben. Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt einstimmig die Einleitung des Verfahrens. 

GV Anton Landauer beantragt die Einleitung des gegenständlichen Verfahrens (FWPL.Ä. Nr. 3.144). 

Beschluss:  einstimmig.                             
 

GR-Ersatzmitglied DI Johannes Pfeffer erklärt sich zum Tagesordnungspunkt "FWPL. Ä. Nr. 3.146" für 

befangen.  
 

FWPL. Ä. Nr. 3.146 Pfeffer, Bereich "Gaisberg" 

Herr DI Hans Peter Pfeffer beantragt einen Teil des Grundstückes mit der Nr. 1259/1 in der KG Hof im 

Ausmaß von etwa 90 m² von "Grünland - für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche" in Bauland 

"Dorfgebiet" umzuwidmen. Die Fläche stellt eine geringfügige Erweiterung des Dorfgebietes dar und  
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dient der besseren Bebauung des bestehenden Bauplatzes. Infrastrukturell ist der Bauplatz zur Gänze 

erschlossen.  

GR DI Dr. Peter Baum weist darauf hin, dass vor knapp 12 Jahren im Bereich der Liegenschaft Pfeffer 

auf Gstk. 1262/2, KG Hof, ungerechtfertiger Weise eine Teilfläche des öffentlichen Gutes an die 

Anrainer Pfeffer übertragen wurde. Dieser Fehler soll nunmehr korrigiert werden, damit die 

Erreichbarkeit der Liegenschaften Kleinferchner bzw. Simmer wieder legal möglich ist. Im 

Planungsausschuss war auch die Rede, dass die Gemeinde bereit sei, die bestehende Privatstraße auf dem 

Grund der Familie Pfeffer zur Gänze ins öffentliche Gut zu übernehmen. Er fragt an, ob die dafür 

notwendige schriftliche Grundabtretungserklärung vorliege?  

GV Anton Landauer erklärt, Herr Pfeffer habe eine mündliche Zusage zur zufriedenstellenden Klärung 

des Sachverhaltes gegeben und auf dieses Wort könne vertraut werden.  

Er stellt den Antrag, das Verfahren zur geringfügigen Erweiterung des Dorfgebietes (Änderung Nr. 

3.145) einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig.  
 

Fwpl. Ä. Nr. 3.148, Bereich "Am Berg", Dr. Wienerroither
Die Ehegatten Michaela und Dr. Walter Wienerroither beantragen einen flächengleichen 

Widmungstausch. Es sollen 33 m² von Wohngebiet in Grünland und umgekehrt gewidmet werden. 

Betroffen sind die Grundstücke 943/10 und 943/11 je KG Tiefgraben. Die infrastrukturelle Erschließung 

ist durch den Baubestand gegeben. 

Der flächengleiche Widmungstausch wird einstimmig vom Bau- und Planungsausschuss zur Kenntnis 

genommen und dem Gemeinderat einstimmig die Einleitung des Verfahrens empfohlen.  

GV Anton Landauer stellt den Antrag, das Verfahren zur geringfügigen Änderung des 

Flächenwidmungsplanes (Änderung Nr. 3.148) einzuleiten. Beschluss: einstimmig. 
 

FWPL. Ä. Nr. 3.149 Niederbucker, Bereich "Hochserner" 

Frau Anna Niederbrucker beantragt eine Änderung der Widmung für das bestehende Gebäude im 

"Grünland - für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche" auf Grundstück .37 und Teilflächen aus 

den Gstk. 274, 275/2, 286/1, 286/2, je KG Hof. 

Das Gebäude ist der aktiven Landwirtschaft der EZ 58 KG Hof zugehörig und wird seit jeher touristisch 

(Gastwirtschaft mit Beherbergung) genutzt. Infrastrukturell ist der Änderungsbereich durch den 

Baubestand erschlossen. Die Abwasserentsorgung erfolgt in eine wasserr. bewilligte Pflanzenkläranlage.  

Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt in der Sitzung v. 19. 3. 2015 einstimmig die Anpassung der 

Widmung. 

GV Anton Landauer beantragt die Einleitung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.149. 

Beschluss:  einstimmig. 

 

4. Beschlussfassung über die Änderung des Flächenwidmungsplanes;  

FWPL. Ä. Nr. 3.133 Fischer, Bereich "Sonnenhang" - Beschlussfassung 

Gegen die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.133 bestehen aus raumordnungsfachlicher Sicht keine 

Einwände. Bei der Herstellung der Stellflächen sind die Vorschreibungen des forstfachlichen Dienstes der 

WLV zu berücksichtigen; dies wird selbstverständlich umgesetzt.   

Der Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Tiefgraben empfiehlt die Beschlussfassung. 

GV Anton Landauer führt aus, dass gegen die geplante Widmungsänderung keine fachlichen Bedenken 

bestehen. Er stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.133 im Sinne des § 36 Abs. 2 

OÖ. ROG. 1994 idgF. zu beschließen. Beschluss:  einstimmig.  
 

FWPL. Ä. Nr. 3.136 Wiedlroither, Bereich "Punzau Camping Mondseeland" 

Die Ehegatten Mag. Johann und Herta Wiedlroither, Punzau 18, beantragen zur Erweiterung des 

Campingplatzes Mondseeland die Umwidmung von Grünland für die Landwirtschaft in Grünland  

Erholungsfläche Campingplatz, auf Teilflächen der Gstk. 655 u. 644/2, KG Hof, im Gesamtausmaß von 

ca. 6.100 m². Aus Sicht der Raumordnung und des Naturschutzes wird die Erweiterung als vertretbar 

angesehen.  

Die Antragsteller teilen der Gemeinde mit, dass die zu widmenden Flächen lediglich für temporäre 

Stellplätze genutzt werden sollen. Man plane auch keine fixe Bebauung, somit sei bis auf die inneren 



Erschließungswege (geschottert) keine Bodenversiegelung zu erwarten und es kann von einer langsamen 

Versickerung der anfallenden Wässer auf eigenem Grund und Boden ausgegangen werden. Bei einem 

etwaigen Bauverfahren im gegenständlichen Bereich räumt die Gemeinde der WLV gerne die geforderte 

Beteiligung im Bauverfahren ein. Die Netz OÖ GmbH fordert einen Schutzstreifen von 6 m beiderseits 

der Leitungsachse. Dieser Schutzbereich ist im Änderungsplan ausgewiesen. Der Bau- und 

Planungsausschuss befürwortet die Erweiterung des Campingplatzes im Hinblick auf die zu erwartenden 

touristischen und wirtschaftlichen Impulse.  

GR DI Dr. Peter Baum fragt an, ob, wie im Planungsausschuss besprochen, seitens der Antragsteller eine 

schriftliche Zusage zur Einrichtung einer Hundewiese im Campingplatzareal vorliege? Bürgermeister 

Reindl antwortet, er habe Herrn Mag. Wiedlroither leider nicht erreicht, werde aber an der Sache dran 

bleiben.   

GV Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.136 im Sinne des § 

36 Abs. 2 OÖ. ROG. 1994 idgF. zu beschließen.   

Beschluss: einstimmig. 
 

FWPL. Ä. Nr. 3.137 Parhammer, Bereich "Untergaisberg" 

Eine Teilfläche von rund 200 m² des Gstk. 1060/1, KG Hof, soll von "Grünland - für die Land- und 

Forstwirtschaft bestimmte Fläche" in Bauland "Wohngebiet" umgewidmet werden.   

Der gegenständliche Änderungswunsch steht im Zusammenhang mit dem Bau einer Garage in Zuordnung 

zur Wohnliegenschaft Untergaisberg 35 (Parhammer Josef). Da sich die geplante Umwidmungsfläche 

randlich in der gelben Wildbachgefahrenzone befindet, fordert die Fachabteilung für Wildbach und 

Lawinenverbauung eine zwingende Teilnahme im Bauverfahren. Dies wird seitens der Gemeinde zur 

Kenntnis genommen. Die Abteilung Raumordnung, Naturschutz und die Asfinag Service GmbH haben 

gegen diese geringfügige Baulandergänzung keinen grundsätzlichen Einwand. Die geringfügige 

Änderung steht aus hsg. Sicht nicht im Widerspruch zu den raumordnungsrelevanten Bestimmungen, 

weshalb der Bau- und Planungsausschuss die geplante geringfügige Umwidmung in "Wohngebiet" 

befürwortet.  

GV Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 1.137 im Sinne des § 

36 Abs. 2 OÖ. ROG. 1994 idgF. zu beschließen. Beschluss:  einstimmig. 
 

FWPL. Ä. Nr. 3. und ÖEK Ä. Nr. 1.09, Bereich Schwand (Pichler, vulgo Kreuzpoint) 

Herr Johann und Andrea Pichler beantragten einen Teil des Grundstückes mit der Nr. 415/3 in der KG 

Hof im Ausmaß von etwa 900 m² von "Grünland - für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche" 

in Bauland "Dorfgebiet" umzuwidmen. Infrastrukturell ist die Fläche mit dem öffentlichen Wegenetz, 

Wasser und dem Kanal aufgeschlossen. Durch die direkt angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen soll 

eine Widmung in "Dorfgebiet" erfolgen, um das bäuerliche Wirtschaften nicht zu beeinträchtigen. Aus 

raum- und naturschutzfachlicher Sicht stellt die Änderung eine siedlungsstrukturelle Fehlentwicklung dar 

und wird negativ bewertet, informiert der Obmann des Planungsausschusses, GV Landauer. Die Netz OÖ 

GmbH (Energie AG) fordert entsprechende Abstände zu den Stromleitungen; dem wird im Bauverfahren 

Rechnung getragen. Der Bau- und Planungsausschusses empfiehlt die  Beschlussfassung, zumal die 

Familie auch im Hinblick auf die bekannte soziale Situation Unterstützung erfahren soll.  

GR DI Dr. Peter Baum weist darauf hin, dass negative Stellungnahmen der Fachabteilungen vorliegen 

und die Umwidmungsfläche außerhalb definitiver Siedlungsgrenzen liege, weshalb die BI die 

Umwidmung ablehne. GR Eva Nowak ergänzt, sie habe bereits bei der Einleitung – mit Hinweis auf das 

Entwicklungskonztept - dagegen gestimmt.Nach Ansicht von GR Karl Lackner stelle die öffentliche 

Straße eine Zäsur dar. Es sei daher logisch, die Widmung samt Siedlungsgrenze bis zur westlichen 

Straßengrundgrenze auszudehnen. Dieser Meinung schließt sich auch GR Franz Rakar an. GR Johann 

Pöllmann sieht ebenfalls kein Problem für die geplante geringfügige Erweiterung.  

GV Anton Landauer erklärt, die Planungsabsicht verfolge das Ziel, den örtlichen Baulandbedarf 

(weichender Erbe) zu decken. Infrastrukturell ist die Änderungsfläche zur Gänze erschlossen. Es ist daher 

auch in Bezug auf die wirtschaftliche Nutzung der vorhandenen Infrastruktur die gegenständliche 

Widmungsänderung gerechtfertigt und stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.138 

und die ÖEK Änderung Nr. 1.09 im Sinne des § 36 Abs. 2 OÖ. ROG. 1994 idgF. zu beschließen. 

Beschluss:  mehrheitlich; 2 Gegenstimmen (GR Dr. Baum, GR Eva Nowak).  
 

Bürgermeister Matthias Reindl erklärt sich zur FWPL. Ä. Nr. 3.142 für befangen, Vizebürgermeister 

August Wieneroither übernimmt den Vorsitz.   
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Fwpl. Ä. Nr. 3.142 Singh/Reindl 

Die Flächenwidmungsplanänderung im Bereich der Gstk. Nr. 959/11, 959/12 und 959/19, KG 

Tiefgraben, sieht die Umwidmung von landw. Grünland in Wohngebiet, wie auch die Festlegung einer 

Schutzzone im Bauland "nur Nebengebäude zulässig" vor; dies wegen des angrenzenden Waldes. Der 

südliche Teil des Gstk. 959/11 verbleibt auf Grund der Stellungnahme der Wildbachverbauung im 

Grünland.  

Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt einstimmig die Beschlussfassung der gegenständlichen 

Änderung. Infrastrukturell ist die Änderungsfläche zur Gänze erschlossen.  

GV Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.142 im Sinne des § 

36 Abs. 2 OÖ. ROG. 1994 idgF. zu beschließen. 

Beschluss:  einstimmig.  
 

Bürgermeister Matthias Reindl übernimmt wieder den Vorsitz von Vbgm. August Wieneroither.   
 

FWPL.Ä. Nr. 3.147, Bereich "Irrseeblick", Mag. Johann Stabauer 

Herr Mag. Johann Stabauer beantragt die Umwidmung des Gstk. Nr. 1535/3 KG Tiefgraben im Ausmaß 

von ca. 1100m² von "Grünland - für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche" in Bauland 

"Wohngebiet". Die Fläche ist an drei Seiten von Bauland umschlossen und liegt vollständig innerhalb der 

Siedlungsgrenzen des örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Baulandeignung ist gegeben, der Bauland-

bedarf durch die Nutzung eines weichenden Erben nachgewiesen. Infrastrukturell ist die beantragte 

Fläche mit einer öffentlichen Wegeanlage (GW Irrseeblick) aufgeschlossen. Das Wasser wird über die 

WG Zell/Moos 1 bezogen. Die Abwasserentsorgung erfolgt über den öffentlichen Kanal des RHV 

Mondsee-Irrsee. 

Der Bau- und Planungsausschuss spricht sich einstimmig für die Beschlussfassung aus. Der Änderungs-

wunsch steht im Einklang mit den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzepts, sodass das 

verkürzte Verfahren anwendbar ist.  

GV Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.147 zu beschließen.  

Beschluss: einstimmig. 
 

GR Gertrud Strobl erklärt sich im Hinblick auf die FWPL. Ä. Nr. 3.150 für befangen.  
 

FWPL. Ä. Nr. 3.150 Strobl A., Bereich "Gaisberg" 

Herr Anton und Frau Gertrude Strobl beantragen die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 

1173/2, KG Hof, im Ausmaß von etwa 205 m² von dzt. "Grünland - für die Land- und Forstwirtschaft 

bestimmte Fläche" in Bauland "Wohngebiet". Laut Ortsplaner liegt die vorliegende Fläche vollständig 

innerhalb der Siedlungsgrenzen des örtlichen Entwicklungskonzeptes und ist somit ein verkürztes 

Verfahren mit einer sofortigen Beschlussfassung möglich.  

Lt. Bau- und Planungsausschuss soll der Verlauf der geplanten Gaisbergstraße bei der Widmung 

berücksichtigt werden. Bürgermeister Matthias Reindl versichert, die Grundabtretung in diesem Sinne 

sicherzustellen.   

Die Übereinstimmung mit dem Örtlichen Entwicklungskonzept ist gegeben, die Änderungsfläche liegt 

innerhalb definitiver Siedlungsgrenzen, führt GV Anton Landauer aus.  

Er stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.150 im Sinne des § 36 Abs. 2 OÖ: ROG. 

1994 idgF. zu beschließen. Beschluss: einstimmig.   

 

5. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.102 - Buchschartner Gottfried, Mühldorfstr.; Abgabe 

einer Stellungnahme zu den Versagungsgründen des Amtes der Oö. Landesregierung v. 17. 2. 2015, 

RO-R-307928/12-2015/Am  

Der Gemeinde wurde zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.102 mitgeteilt, dass eine neuerliche 

Prüfung durch die Fachdienststellen ergeben habe, dass die Planung auch in der vorliegenden Form bzw. 

auch unter Berücksichtigung der geplanten Schutzzone aus gesamtfachlicher Sicht abzulehnen sei.  

Der Pufferstreifen soll auch künftighin Instandhaltungsarbeiten am Gerinne bzw. Uferbewuchspflege 

entlang dem öffentl. Wassergut problemlos gewährleisten. Auch ist das Widmungsvorhaben mit den 

grundlegenden naturschutzfachlichen Anforderungen nicht vereinbar. Anzumerken ist diesbezüglich, dass 



der Flächengewinn für eine betriebliche Nutzung in keiner Relation zur Eingriffserheblichkeit der 

Nutzung im unmittelbaren Uferraum der Zeller Ache steht.  

1/6/2015 

 

GV Anton Landauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge zu den vorerwähnten Versagungs-

gründen  nachstehende Stellungnahme abgeben:  

Die geringfügige Erweiterung der bestehenden Betriebsbaugebietswidmung nimmt Rücksicht auf die do. 

räumlichen Verhältnisse, wie der Instandhaltung der Ufer bzw. die Uferbewuchspflege. Da die bauliche 

Nutzung auf dem bestehenden Bauland jetzt schon möglich ist, ist es aus hsg. Sicht im Hinblick auf die 

naturschutzfachlichen Bedenken vernachlässigbar, ob noch eine geringfügige Erweiterung vorgenommen 

wird oder nicht. Tatsache wird sein, dass mit oder ohne die geplante Erweiterung ein Bauwerk im 

gegenständlichen Uferbereich der Zeller Ache entstehen wird.   

Aus diesem Grund erscheint es für die Gemeinde plausibler, wenn ein für den Betrieb zukunftsweisendes 

Bauwerk zur Sicherung des betrieblichen Standortes in der Gemeinde durch die geringfügige Erweiterung 

entstehen kann.  

Es wird daher um rasche aufsichtsbehördliche Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 

3.102 ersucht.  Beschluss: einstimmig. 

 

6. Beschlussfassung der Einleitung des Verfahrens zur Erstellung eines Bebauungsplanes für     

Parzellen 390/4 und 390/7 in der KG 50110 Tiefgraben, eventuell erweitert auf die bestehende     

Siedlung im Nahbereich mit dem Ziel die dorfähnliche Bebauung dieses Siedlungsbereiches zu     

erhalten 

Bürgermeister Reindl führt aus, vier Mitglieder des Gemeinderates (GR DI Dr. Peter Baum,  GR Eva 

Nowak, beide BI, und GV Christiana Brandtmeier, GR Franz Rakar, beide SPÖ) haben mit Schreiben v. 

10. 3. 2015 (Eingangsstempel der Gemeinde Tiefgraben mit 10. 3. 2015) die Aufnahme des 

gegenständlichen Tagesordnungspunktes verlangt; im Sinne des § 46 Abs. 2 der OÖ GemO 1990 idgF.  

wurde dem Rechnung getragen. Das Recht der Berichterstattung über solche Verhandlungsgegenstände 

steht dem Antragsteller bzw. dem Erstunterzeichneten zu (§ 46 Abs. 2 letzter Satz OÖ GemO 1990 

idgF.). Im gegenständlichen Fall ist dies Herr GR DI Dr. Peter Baum (BI).   

GR DI Peter Baum übernimmt die Berichterstattung und führt aus, es sei mittlerweile jedem bekannt, 

dass auf dem Grundstück Dr. Lehrl am Mondseeberg ein ziemlich großer Bau entstehen soll. Die BI 

spricht sich gegen die geplante Bebauung aus. Er bedauert, dass die BI leider keinen Zugang zu den 

Plänen und Informationen zu irgendeiner neueren Planung habe. Das, was die BI im Bau- und 

Planungsausschuss gesehen habe, sei zu groß bzw. massiv und passe aus Sicht der BI überhaupt nicht dort 

hin, weshalb das Vorhaben dem § 3 des OÖ Bautechnikgesetzes entgegenstehe. Er verlange eine 

Bebauung, die sich an die bestehende Bebauung angleiche, was zurzeit nach Meinung der BI nicht 

gegeben sei. 

 
GR DI Dr. Baum fährt fort:  

"Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat möge gemäß § 45 der OÖ Bauordnung 1994 ein 

Neuplanungsgebiet für die Parzellen 390/4 und 390/7 in der KG 50110 Tiefgraben zur Erstellung eines 

Bebauungsplanes beschließen. 

Die Planungsabsicht gemäß 45 Abs. 1 der OÖ Bauordnung 1994 ist die Sicherung einer ortsüblichen 

aufgelockerten Bebauung. 

Der dann zu erstellende Bebauungsplan soll insbesondere Vorgaben für  

 maximale Bauhöhe, 

 maximal zwei Stockwerke, ergänzt um ausgebautes Dachgeschoß (=zwei plus D), 

 maximale Länge und Breite der Einzelhäuser, 

 große Abstände zwischen den Wohnhäusern, 

festgelegen. 

Damit soll das Ziel einer aufgelockerten Bauweise, die der umgebenden Bebauung dieses 

Siedlungsbereiches entspricht, in dem keine Wohnblöcke existieren und auch künftig nicht entstehen 

sollen, erreicht werden. 

Darin sind auch die Vorgaben in § 3 Abs. 3 Punkt 3 des OÖ Bautechnikgesetz 2013 zu berücksichtigen, 

die vorschreiben "Überdies müssen Bauwerke und alle ihre Teile so geplant und ausgeführt sein, dass 



das Orts- und Landschaftsbild nicht gestört wird; dabei müssen die charakteristischen gestalterischen 

Merkmale des geplanten Bauwerks auf die Gestaltungscharakteristik bzw. Struktur des Baubestandes und 

die Charakteristik der Umgebung abgestimmt werden". 

Bürgermeister Reindl wirft ein, dass entgegen dem schriftlich eingebrachten Antrag nunmehr der Antrag 

auf die Verordnung eines Neuplanungsgebietes erweitert worden sei? GR Dr. Baum bestätigt dies und  

erläutert, dass das Neuplanungsgebiet (früher Bausperre) der Aufstellung eines Bebauungsplanes diene.  

 
Der Vorsitzende fragt nach Wortmeldungen, worauf in der Folge GR DI Dr. Peter Baum weiter 

beantragt: „Gemäß § 51 Abs. 3 der OÖ Gemeindeordnung stelle ich den Antrag auf geheime 

Abstimmung." Bürgermeister Matthias Reindl lässt über den Antrag von GR DI Dr. Peter Baum auf 

Durchführung einer geheimen Abstimmung abstimmen.  

Beschluss: mehrheitlich abgelehnt (17 Stimmen); 7 Stimmen für den Antrag: GR DI Dr. Peter Baum 

(BI), GR Eva Nowak (BI), GV Christiana Brandtmeier (SPÖ), GR Franz Rakar (SPÖ), Gemeinderat-

Ersatzmitglied Hildegard Rakar (SPÖ), GR Karl Lackner (ÖVP), GR Hubert Ehrschwendtner (ÖVP). 

In der Folge lässt der Vorsitzende über den Hauptantrag von GR DI Peter Baum 

(Neuplanungsgebiet, Aufstellung eines Bebauungsplanes) abstimmen und bittet um ein Zeichen mit 

der Hand, wer für den Antrag ist.   

Beschluss: mehrheitlich abgelehnt (17 Stimmen); 7 Stimmen für den Antrag: GR DI Dr. Peter Baum 

(BI), GR Eva Nowak (BI), GV Christiana Brandtmeier (SPÖ), GR Franz Rakar (SPÖ), Gemeinderat-

Ersatzmitglied Hildegard Rakar (SPÖ), GR Karl Lackner (ÖVP), GR Hubert Ehrschwendtner (ÖVP). 

 

Bürgermeister Matthias Reindl erklärt sich als Baubehörde I. Instanz zum Tagesordnungspunkt 7 

befangen, Vizebürgermeister August Wieneroither übernimmt den Vorsitz. Ebenfalls Befangenheit stellt 

Gemeinderat-Ersatzmitglied DI Johannes Pfeffer fest.   

 

7. Berufung von Frau Maria Machatschek (Datum v. 21.01.2015) gegen den Baubescheid der 

Baubehörde I. Instanz v. 29. 12. 2014, Zl. Bau T 2014/042, für Herrn Prof. Hans-Peter Pfeffer,     

Gaisbergstraße 7, 5310 Tiefgraben für den Neubau eines landw. Nebengebäudes (Wildunterstand, 

Imkerei und Lagerflächen) – bewilligungspflichtige Änderungen zur Baubewilligung vom 28. 11. 

2013 auf dem Gstk. 1262/6, KG Hof. 

Vizebürgermeister August Wieneroither berichtet, für die gegenständliche Baumaßnahme liege eine 

Baubewilligung vor, die durch ein Erkenntnis des OÖ. Landesverwaltungsgerichtshof v. 4. 2. 2015, Zl. 

LVwG-150270/2/MK, bestätigt wurde. Im Zuge der Bauausführung erfolgte eine geringfügige 

Abänderung der Situierung und der Höhe nach.  

Gegen die Baubewilligung vom 29. 12. 2014, Bau T 2014/042, mit der die Änderungen einer 

baubehördlichen Genehmigung zugeführt wurden, brachte die Nachbarin, Frau Maria Machatschek, 

Gaisbergstraße 6, 5310 Tiefgraben, rechtzeitig Berufung ein und zwar mit der Begründung, dass für die 

Errichtung des landw. Nebengebäudes seitens der Baubehörde kein agrarfachliches Gutachten eingeholt 

und die Entsorgung der Dach- und Oberflächenwässer nicht ausreichend geklärt worden seien.  

In der Folge verliest der Vorsitzende das agrarfachliche Gutachten des Amtes der oö. Landesregierung 

mit Datum v. 13. 10. 2014. Zusammenfassend wird darin festgestellt, dass die baulichen Abänderungen 

am Wirtschaftsgebäude in Verbindung mit dem nachträglichen Einbau einer Heutrocknungsanlage für 

den Landwirtschaftsbetrieb Pfeffer nötig sind. 

Vizebürgermeister August Wieneroither stellt den Antrag, der Berufung keine Folge zu geben und 

den nachfolgenden Bescheid zu beschließen.  

 

Zl. Bau T 2014/042 

 

Neubau eines landw. Nebengebäudes (Wildunterstand, Imkerei und Lagerflächen) – 

bewilligungspflichtige Änderungen zur Baubewilligung vom 28. 11. 2013 auf dem Gstk. 1262/6, KG 

Hof; Berufung von Frau Maria Machatschek gegen den Baubescheid der Baubehörde I. Instanz vom 29. 

12. 2014, Zl. Bau T 2014/042 

 

B E S C H E I D 

 



Mit Schreiben v. 21. 01. 2015, hat Frau Maria Machatschek, Gaisbergstraße 6, 5310 Tiefgraben, gegen 

den Bescheid der Baubehörde I. Instanz vom 29. 12. 2014, Zl. Bau T 2014/042, rechtzeitig Berufung 

erhoben. 

Von Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben ergeht als Baubehörde II. Instanz im eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde in Vollziehung der Landesgesetze nachstehender 

 

S P R U C H : 

 

Der Berufung der Einschreiterin wird keine Folge geleistet und der Bescheid der Baubehörde I. 

Instanz vom 29. 12. 2014, Zl. T 2014/042, bestätigt. 

 

B E G R Ü N D U N G: 

 

Mit Datum vom 26. 05. 2014, eingelangt am 06. 06. 2014, wurde beim Gemeindeamt Tiefgraben das 

Bauansuchen für die Errichtung eines landw. Nebengebäudes (Wildunterstellung, Imkerei u. 

Lagerflächen) – bewilligungspflichtige Änderungen zur Baubewilligung vom 28. 11. 2013 auf dem Gstk. 

1262/6, KG Hof, eingereicht. 

Die Bauverhandlung fand am 10. 11. 2014 statt. Nach der Bauverhandlung wurden die Grenzabstände 

nochmals von einem Geometer aufgenommen und diese der Nachbarin Frau Maria Machatschek mit 

Schreiben vom 20. 11. 2014 zur Kenntnis gebracht. 

Mit Datum vom 29. 12. 2014, Zl. T 2014/042, erteilte die Baubehörde I. Instanz Herrn DI Hans-Peter 

Pfeffer die Baubewilligung. 

Gegen diese Baubewilligung brachte die Nachbarin Maria Machatschek mit Datum vom 21. 01. 2015 

Berufung ein. 

 

§ 35 Abs. 1a Oö. BauO. 1994 idgF.: 

Öffentlich-rechtliche Einwendungen der Nachbarn, die im Baubewilligungsverfahren zu berücksichtigen 

sind, stehen der Erteilung einer Baubewilligung entgegen, wenn sie sachlich gerechtfertigt sind. Kann 

solchen öffentlich-rechtlichen Einwendungen durch Auflagen oder Bedingungen entsprochen werden, 

sind diese vorzuschreiben. 
§ 35 Abs. 2 Oö. BauO. 1994 idgF.: 

Bei der Erteilung der Baubewilligung sind die nach baurechtlichen Vorschriften im Interesse der 

Sicherheit, der Festigkeit, des Brandschutzes, der Wärmedämmung und des Wärmeschutzes, der 

effizienten Energienutzung, der Schalldämmung und des Schallschutzes, der Gesundheit, der Hygiene, 

des Unfallschutzes, der Bauphysik, des Umweltschutzes sowie des Orts- und Landschaftsbildes in jedem 

einzelnen Fall erforderlichen Auflagen oder Bedingungen 

1. für das Bauvorhaben selbst, 

2. für die Ausführung des Bauvorhabens und 

3. für die Erhaltung und die Benützung des auf Grund der Baubewilligung ausgeführten 

Bauvorhabens 

vorzuschreiben. 

Gem. § 31 Abs. 4 Oö. BauO. 1994 idgF. sind öffentlich-rechtliche Einwendungen der Nachbarn nur zu 

berücksichtigen, wenn sie sich auf solche Bestimmungen des Baurechts oder eines 

Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans stützen, die nicht nur dem öffentlichen Interesse, sondern 

auch dem Interesse der Nachbarschaft dienen. Dazu gehören insbesondere alle Bestimmungen über die 

Bauweise, die Ausnutzbarkeit des Bauplatzes, die Lage des Bauvorhabens, die Abstände von den 

Nachbargrenzen und Nachbargebäuden, die Gebäudehöhe, die Belichtung und Belüftung sowie jene 

Bestimmungen, die gesundheitlichen Belangen oder dem Schutz der Nachbarschaft gegen Immissionen 

dienen. 

 

Zu Punkt 1. und 2. der Berufung ist festzustellen, dass für die Errichtung eines landw. Nebengebäudes 

(Wildunterstellung, Imkerei, Lagerflächen) an anderer Position eine rechtskräftige Baubewilligung 

vorhanden ist. Diese Baubewilligung wurde aufgrund einer Berufung der Nachbarin Fr. Maria 

Machatschek bereits durch das Oö. Landesverwaltungsgericht bestätigt. 

Die Notwendigkeit ist aus Sicht der Gemeinde nicht anzuzweifeln, da wie bereits im Baubescheid der I. 

Instanz erwähnt, mit Schreiben vom 19. 03. 2013 seitens BH Vöcklabruck ein Damwildgehege bewilligt 



wurde und mit dem gegenständlichen Gebäude ein diesbezüglicher Unterstand bzw. Räumlichkeiten für 

die Lagerung der Futtervorräte geschaffen wird. Die best. Bienenstöcke an der Grundgrenze zum 

Grundstück der Nachbarin Machatschek werden ebenfalls im Gebäude integriert. 

Im Übrigen stellt das agrarfachliche Gutachten mit Datum vom 13. 10. 2014 die Notwendigkeit im Sinne 

des § 30 Abs. 5 OÖ: ROG. 1994 idgF. fest. 

Zu Pkt. 3 ist auszuführen, dass lt. Projektsunterlagen die Dach- und Oberflächenwässer des Gebäudes auf 

Eigengrund Pfeffer zur Versickerung gebracht werden und ist im Baubescheid Auflagepunkt 8 

vorgeschrieben. Durch die Lage des Schotterkoffers zur Versickerung der Dach- und Oberflächenwässer 

des Gebäudes ist eine Beeinträchtigung des Nachbargrundstückes Machatschek auszuschließen. 

Abschließend ist festzustellen, dass die Einwendungen keine Nachbarrechte im Sinne der Oö. 

Bauordnung 1994 idgF. betreffen und somit ins Leere gehen. 

 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das 

Verwaltungsgericht erheben. 

 

Die Beschwerde ist schriftlich beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 

 

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 

2. die Bezeichnung der belangten Behörde (Bescheid erlassende Behörde), 

3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

4. das Begehren und 

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. 

 

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu 

beantragen. 

 

Hinweis zur Gebührenpflicht: 

Für die Beschwerde ist eine Eingabegebühr in Höhe von 30,- Euro zu entrichten. Die Gebühr ist unter 

Angabe des Verwendungszwecks durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, 

Verkehrsteuern und Glücksspiel bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109 BIC: 

BUNDATWW] zu entrichten. Die Entrichtung ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über 

die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe 

anzuschließen. 

Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer: 

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch 

einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden 

Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der 

Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird. 

 

Für den Gemeinderat 

Der Bürgermeister 

 

 

 

(Matthias Reindl) 

 

 

Ergeht an: 

1. Frau Maria Machatschek, Gaisbergstraße 6, 5310 Tiefgraben; Rsb 

2. Akt; 

 



1/8/2015 

 

Nach Ansicht von GR DI Dr. Peter Baum sei die vom OÖ Landesverwaltungsgerichtshof bestätigte erste 

Baubewilligung rechtswidrig, weil kein agrarfachliches Gutachten vorgelegen sei. Seitens der 

Bürgerinitiative könne daher keine Zustimmung erteilt werden. 
 

Beschluss: mehrheitlich, 2 Gegenstimmen (BI - GR DI Dr. Peter Baum, GR Eva Nowak). 

 

Bürgermeister Matthias Reindl übernimmt wieder den Vorsitz von Vizebürgermeister August Wieneroither. 

Gemeinderat-Ersatzmitglied Johann Steinkress erklärt sich zum Punkt 8 befangen. 

 

8. Beschlussfassung über die Einreihung der Wegegrundstücke 1413/7 u. 1413/8, KG Tiefgraben,     

als Gemeindestraße und Übernahme ins öffentl. Gut der Gemeinde Tiefgraben (Bereich  

Guggenbergstraße, Stichweg Steinkressgründe) 

Mit Schreiben v. 11. 08. 2014 beantragten die Ehegatten Johann und Sabine Steinkress die Übergabe der 

fertigen Stichstraße samt Umkehrplatz ins öffentliche Gut der Gemeinde. Die Stichstraße führt zu den 

Objekten Guggenbergstraße 48 bis 51 (Kettler-Kroiss, Steinkress, Steinkress, Bröder).  

Die Planauflage erfolgte wie auch die Anhörung der Betroffenen im Sinne des OÖ. Straßengesetzes idgF; 

Einwendungen wurden keine erhoben.   

GV Johann Dittlbacher stellt den Antrag, die im Lageplan A gekennzeichnete Fläche unentgeltlich in 

das öffentliche Gut zu übernehmen, dem Gemeingebrauch zu widmen, die fertige Weganlage als 

Gemeindestraße einzureihen und die nachstehende Einreihungsverordnung zu beschließen. 

 

Verordnung 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben hat am 26.03.2015 gemäß § 11 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. 

iVm §§ 40 Abs. 2, Z. 4 und 43 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91/1990 idgF. beschlossen: 

 

§ 1 

Die fertige Stichstraße (Bereich "Guggenbergstraße, Abzweiger zu den so genannten Steinkress-

Gründen") auf den Gstk. 1413/7 und 1413/8 je KG Tiefgraben, wird dem Gemeingebrauch gewidmet und 

als „Gemeindestraße“ gemäß § 8 Abs. 2 Z 1 OÖ. Straßengesetz 1991 idgF. eingereiht.  

Die Stichstraße zweigt von der Guggenbergstraße ab und erschließt die Liegenschaften Guggenberg-

straße 48 bis 51" sowie die nach kommenden Grundstücke.   

Die genaue Lage der Stichstraße  ist aus dem "Lageplan A"  zu entnehmen. 

Der Plan kann im Gemeindeamt während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden. 

 

§ 2 

Die Verordnung wird gemäß § 94 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF. durch zwei Wochen 

kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam 

bzw. im Sinne des § 11 Abs. 2 OÖ. Straßengesetz 1991 idgF. 

Beschluss: einstimmig.  

 

9. Beschlussfassung betreffend das Schreiben der „IG Mondsee – Verein zur Seespiegel-    

regulierung“ mit Datum vom 2. 3. 2015 

Bürgermeister Reindl informiert, dass die „Interessensgemeinschaft Mondsee - Verein zur 

Seespiegelregulierung“ es sich zum Ziel gemacht hat, für die Überarbeitung der Klauswehrordnung 

Mondsee einzutreten. Grund dafür waren die immer in kürzeren Abständen auftretenden 

Hochwasserereignisse und die damit zusammenhängenden Schäden am Eigentum.  

Der Verein ersucht daher um die Verlesung des Schreibens v. 12. 11. 2014 und entsprechende 

Beschlussfassung zur Unterstützung des Vereins in Bezug auf die Erstellung einer neuen Wehrordnung. 

Um dies bestmöglich zu erfüllen, ist eine Aufnahme in den Klauswehrverband in beratender Funktion 

erwünscht. In der Folge verliest er das Schreiben v. 12. 11. 2014. 

 



1/10/2015 

 

GV Stefan Stichmann erläutert weiter, dass das Einzugsgebiet 254 km² betrage. Kürzlich sei bekannt 

geworden, dass z. B. über die Fuschlerache mehr Wasser (ca. 300 m³) als von den Fachleuten bisher 

behauptet in den Mondsee eingeleitet werde. Bei der Seeache fließen jedoch nur 90 m³/sec aus. Es sei 

daher angebracht, den Verein zu unterstützen, damit eine "intelligente Wehrordnung" auf den Weg 

gebracht werde. Diese soll bei entsprechenden Wetterprognosen dafür sorgen, dass der Wasserspiegel des 

Mondsees bei Starkregen rechtzeitig abgesenkt werde.  

GR Johann Pöllmann erkundigt sich, wie sich das auf die Schifffahrt am Mondsee auswirken werde; nach 

Ansicht von GR Karl Lackner hätte eine maßvolle Absenkung keine negativen Folgen für die Boote, weil 

andererseits das Wasser aus dem Einzugsgebiet des Mondsees die Absenkung kompensiere.  

 

GV Stefan Stichmann stellt den Antrag,  

a)  die Interessensgemeinschaft Mondsee - Verein zur Seespiegel Regulierung -  in der Absicht die 

Wehrordnung für den Mondsee neu zu gestalten best möglichst zu unterstützen, 

b) die zuständigen Landes- und Bundesstellen aufzufordern, umgehend von Amts wegen eine 

entsprechend fundierte Grundlagenforschung bzw. Machbarkeitsstudie zur Abänderung der bestehenden 

Wehrordnung auf ihre Kosten in Auftrag zu geben,  

c) Vertreter der IG Mondsee als Berater in den Klauswehrverband zur bestmöglichen Wahrung der 

Interessen der Seeanrainer zu entsenden.   

Beschluss: einstimmig;  

 

10.Wegerhaltungsverband Alpenvorland; Beschlussfassung der Satzungsänderungen  

Der Wegerhaltungsverband Alpenvorland hat seine Geschäftstelle in die Straßenmeisterei Mondsee, Am 

Moos 543/2, 5310 Mondsee, verlegt. Aus diesem Grund ergibt sich eine Änderung der Satzungen, die 

von den Mitgliedsgemeinden im Gemeinderat zu beschließen ist, erläutert Bürgermeister Matthias Reindl. 

Zurzeit wird vom Wegerhaltungsverband die Entlastungsstraße Steinerhof hergestellt.  

GV Johann Dittlbacher stellt den Antrag, die geänderten Satzungen (Beilage) zu beschließen.  

Beschluss: einstimmig;  

 

11. Schülerhort Mondsee; Abrechnung 2014 

Der Vorsitzende berichtet, die Marktgemeinde Mondsee habe die Abrechnung für den Schülerhort 2014 

übermittelt. Der Abgang für die Gemeinde Tiefgraben betrage für 118 Besuchsmonate € 11.661,10, das 

sind  je  Monat € 98,82 pro Schüler. Im Begleitschreiben führt die Marktgemeinde Mondsee an, dass der 

Grund für den "höheren" Abgang darin zu suchen ist, dass seit 2013/2014 zwar 3 Gruppen bestehen, die 

Personalkostenförderung des Landes jedoch nur für 2 Gruppen gewährt wurde. Für das laufende Jahr 

2015 wurden 3 Gruppen anerkannt, weshalb das Ergebnis demnach wieder günstiger ausfallen wird.  

GR Monika Kettler-Kroiss zeigt sich mit der hochwertigen Betreuung zufrieden, für die es auch keine 

Alternative gibt. Sie stellt den Antrag, die Abrechnung des Schülerhortes 2014 anzuerkennen und den 

Abgangsbeitrag der Gemeinde Tiefgraben in Höhe von € 11.661,10 zu leisten.   

Beschluss: einstimmig;  

 

12. Erlassung einer 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung im Bereich des KIGA "Am Priel"        

Straßenausschussobmann GV Johann Dittlbacher informiert, dass die Erlassung einer Geschwindigkeits-

beschränkung ein lang gehegter Wunsch diverser Anrainer des Bereiches Am Priel, Weißer Stein und 

Haidermühle sei. Kürzlich wurde der Gemeinde eine Liste mit 264 Unterschriften aus diesem Bereich 

übergeben, worin eine Verbesserung der Verkehrssicherheit im gegenständlichen Bereich gefordert wird. 

Der Gemeindevorstand hat sich mit Thematik kürzlich befasst und dem Verkehrstechniker DI Römer aus 

Salzburg den Auftrag zur Erstellung eines solchen Konzeptes gegeben. Der Verkehrs- bzw. Straßenraum 

werde durchforstet, Bäume und Einfriedungen, die ins öffentl. Gut ragen, entfernt.  

Frau GR Eva Nowak weist auf die Gefährlichkeit in den gegenständlichen Straßenabschnitten hin und 

spricht sich für die rasche Umsetzung von Verkehrssicherungsmaßnahmen aus, ebenso Frau GV 

Christiana Brandtmeier. Nach dem Vorliegen des Konzepts werde man dieses der Verkehrsabteilung der 

BH zur Prüfung vorlegen, ergänzt Bürgermeister Reindl. 

 



 

Vom verkehrstechnischen Amtssachverständigen wird für den Bereich des Kindergartens "Am Priel" 

nachstehende fachliche Stellungnahme abgegeben:  

Die temporäre 30-km/h-Geschwindigkeitsbeschränkung auf dem Teilstück des GW Hof im Bereich "Am 

Priel" von Montag bis Freitag in einem Zeitraum von 7:00 bis 15:00 Uhr befindet sich im Ortsgebiet und 

ist auf einen kleinräumigen umgrenzten, urbanen Bereich beschränkt. Sie beschränkt sich auf eine Straße 

mit öffentlichen Objekten und Einrichtungen (Kindergarten), aufgrund dessen mit erhöhter 

Fußgängerfrequenz zu rechnen ist. Im gegenständlichen Bereich besteht kein Gehsteig bzw. Raum, in 

dem sich Fußgänger in gesicherten Bereichen fortbewegen können. Weiters liegt kein wesentlicher 

überörtlicher Durchgangsverkehr vor. Durch die Verordnung einer 30-km/h-Geschwindigkeits-

beschränkung wird die Sicherheit auf den Straßen im dortigen Ortsgebiet wesentlich erhöht. Die 

Erhöhung der Sicherheit betrifft nicht nur aus Hausausfahrten bzw. Aufschließungsstraßen einmündende 

Fahrzeuge, sondern auch Radfahrer und Fußgänger, insbesondere Kinder. Durch die Herabsetzung der 

erlaubten Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h wird daher ein gleichmäßiges Geschwindigkeitsverhalten 

für den beurteilten Streckenabschnitt erreicht und somit ein wesentlicher Beitrag zur Hebung der 

Verkehrssicherheit erzielt.  

GR Johann Pöllmann fordert, die 30-km/h-Geschwindigkeitsbeschränkung nur für die Dauer des 

Kindergartenbetriebes festzulegen. GR Hubert Ehrschwendtner macht aufmerksam, dass im Bereich des 

Kindergartens Autos nicht vorschriftsmäßig parken. Ein Campingbus sei so abgestellt, dass er teilweise in 

die Fahrbahn rage und dadurch eine Verkehrsbehinderung darstelle.  

GV Dittlbacher sieht es als wichtig und notwendig an, die Verordnung gemäß den Vorgaben des SV zu 

erlassen, zumal es im speziellen beim Zu- und Abtransport der Kinder immer wieder zu brenzligen 

Verkehrssituationen kommt. Er stellt den Antrag, nachstehende Verordnung zu beschließen.  

 
Betreff: temporäre 30 km/h-Beschränkung - GW Hof, Bereich "Am Priel" 

 

V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Tiefgraben im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, womit eine 

temporäre Geschwindigkeitsbeschränkung (erlaubte Höchstgeschwindigkeit) von 30 km/h auf folgender 

Straße erlassen wird:  

 

GW Hof - Bereich "Am Priel",  

im Bereich der Liegenschaften mit den Hausnummern Am Priel 9 bis 37. 

 

Der genaue örtliche Geltungsbereich ist dem angeschlossenen Lageplan A, welcher einen 

integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildet, zu entnehmen. 

 

Diese Verordnung ist mit den Verkehrszeichen gemäß § 52 lit. a Z. 10a und 10b StVO 1960 

kundzumachen und tritt mit der Anbringung der Verkehrszeichen in Kraft. 

 

Die Gültigkeitsdauer ist festgelegt mit der Dauer des Kindergartenbetriebes im Haus "Am Priel 12" und 

mit den Wochentagen Montag bis Freitag und zu folgenden Uhrzeiten: von 7:00 Uhr bis 15:00 Uhr. 

 

Rechtsgrundlagen: 

§§ 43 Abs. 1 lit. b Z.1, 44 und 94 Z.4 lit. d Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

(Matthias Reindl) 

 

Beschluss: einstimmig;  
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13. Erklärung der Gemeinde zur TTIP/CETA/TiSA-freien Zone - Unterzeichnung einer       

Resolution; Verlangen gem. § 46 Abs. 2 OÖ: GemO 1990 

Das Recht der Berichterstattung über Verhandlungsgegenstände gemäß § 46 Abs. 2 der OÖ 

Gemeindeordnung steht dem Antragsteller bzw. dem Erstunterzeichneten zu. Im gegenständlichen Fall ist 

dies Frau GV. Christiana Brandtmeier, erläutert Bürgermeister Matthias Reindl. 

GV Christiana Brandtmeier informiert, dass es bereits 250 Gemeinden gebe, die die Resolution 

TTIP/CETA/TISA-freie Gemeinde beschlossen haben. Sie verliest in der Folge den Resolutionstext 

(Beilage). Es fehle die Transparenz bei den Verhandlungen und verschaffe den großen Konzernen 

Vorteile gegenüber den Klein- und Mittelbetrieben. Weitere Informationen seien im Internet abrufbar.  

Bürgermeister Reindl kündigt an, dass sich seine Fraktion für eine Vertagung ausgesprochen habe. 

Zurzeit gibt es zu wenige Informationen für eine sachliche Beurteilung.  

GR Franz Rakar hält fest, dass gewisse Punkte dieses Abkommens abzulehnen seien. Für Gemeinderat-

Ersatzmitglied Hildegard Rakar sei es wichtig, wenn die Leute wachgerüttelt werden und sich 

entsprechend äußern. Nur dadurch können für die Bevölkerung bessere Ergebnisse erreicht werden.  

 GR Christian Steininger stellt den Antrag, den gegenständlichen Tagesordnungspunkt zu vertagen. 

Beschluss: mehrheitlich; 6 Gegenstimmen: Vizebürgermeister August Wieneroither ÖVP; GV 

Christiana Brandmeier SPÖ, GR Franz Rakar SPÖ, GR-Ersatzmitglied Hildegard Rakar, SPÖ; GR DI Dr. 

Peter Baum BI, GR Eva Nowak BI;  

 

14. Bericht des Bürgermeisters 

Entlastungsstraße Steinerhof:  

Zurzeit wird an der Errichtung der Brücke über den Steinerbach gearbeitet.  
 

Wasserkraftanlage Bauhof Kasten: 

Das Wasserrecht ist in Folge einer befristeten Laufzeit erloschen. Die Wiederverleihung des Wasserrechts 

ist nur bei Errichtung einer Fischaufstiegshilfe möglich. Ansonsten muss die Anlage rückgebaut werden. 

Die Wasserkraftanlage lässt eine Leistung von 2 KW zu. Kürzlich fand eine Besichtigung mit Fachleuten 

der Energie AG (Dr. Schneeberger u. a.) statt. Die Kosten für eine Adaptierung an den Stand der Technik 

sowie eines ev. Rückbaues sind zu eruieren.  
 

Hochalm:  

Es gibt Bestrebungen, die Hochalm (früher Hofalm) zu reaktivieren. Betreiber ist Herr DI Pillichshammer 

aus Innerschwand. Seitens der Grundeigentümerin (ÖBF AG) wurde schriftlich mitgeteilt, dass dem 

Ansinnen nicht zugestimmt werden kann.  
 

Nachmittagsbetreuung TILO - Beihilfe zum Ausbau und zur Betreuung:    

Der Ausbau wurde mit € 120.000,-- und der Betrieb mit € 32.000,-- von der Abt. Bildung (Frau LR Mag. 

Humer) unterstützt. 
 

Unterbringung von 15 Asylwerbern im Haus Grabenhofer, Sonnenhang 18: 

100% fix ist es noch nicht, gesetzten Falles werden die Flüchtlinge durch die Caritas und die Familie 

Grabenhofer betreut. Die Unterbringung der Flüchtlinge in der Gemeinde wird vom Gemeinderat 

einhellig begrüßt bzw. die Zustimmung erteilt. Die Bürger sollen davon jedoch über das Nachrichtenblatt 

informiert werden.  
 

Windpark Saurüssel:   

Betreiber ist die ÖBf AG. Geplant sind 12 Windräder, die 2/3 des Stromverbrauchs im Bezirk 

Vöcklabruck abdecken. Zurzeit erfolgt die wirtschaftliche und technische Prüfung mittels eines 

Messturms. Nach Abschluss der Erhebungen haben die betroffenen Gemeinden über die notwendige 

Flächenwidmung zu entscheiden.   
 

Grundankauf beim KIGA TILO: 

Im gegenständlichen Bereich ist die Baulandeignung wegen des HQ 30 noch zu prüfen. Grundsätzlich ist 

die Erweiterung des Bestandes als sehr sinnvoll zu bezeichnen. Die Gemeinde besitzt auch Grundstücke 

im Bereich Am Priel, die sich zum Bau eines Kindergartens anbieten würden. Nicht so ideal findet der 

Bgm. den Bereich südseitig der Fa. Glaserei Lang im Bereich Weißensteinstraße.  
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15. Bericht der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss - Obmann Franz Rakar:  

Der Ausschuss habe sich mit dem RA 2014 befasst; es sei erfreulich, dass ein Überschuss erzielt werden 

konnte, da auch 2015 große Projekte anstehen. Sowohl die Rücklagenentwicklung als auch die 

Reduzierung des Schuldenstandes seien sehr erfreulich.  
 

Bau- und Planungsausschuss - Obmann Anton Landauer:  

Den Ausschuss beschäftigte die Vorbereitung der heutigen Sitzung. Dem Änderungswunsch von Herrn 

DI Carli im Umfeld der Hilfbergkirche konnte nicht näher getreten werden. Dieser Bereich soll so weit 

als möglich von jeglicher Bebauung frei gehalten werden. 
 

Straßenausschuss - Obmann Johann Dittlbacher:  

Gemeindetraktor: Im heurigen Winter gab es eine größere Reparatur. Im Ausschuss wurde über eine 

Neubeschaffung eines Traktors diskutiert. 2015 sind dafür keine Mittel vorgesehen.  
 

Verkehrskonzept Weißer Stein - Haidermühle - Am Priel: Die Dringlichkeit/Notwendigkeit zur 

Erstellung eines Konzepts ist absolut gegeben, dies beweisen auch die 264 Unterschriften, die der 

Gemeinde übermittelt wurden. Angeregt werden Geschwindigkeitsbeschränkungen (z. B. 40 km/h) im 

Bereich der Hauptverkehrsadern.  
 

Freihaltung des Verkehrsraumes bzw. Zustimmung der Straßenverwaltung im Sinne § 18 OÖ. 

Straßengesetz: Der Ausschuss erarbeitete ein Regulativ nach dem Muster der Stadt Enns. Das Regulativ 

regelt die Abstände von Bauwerken, Einfriedungen, etc. zu den Straßengrundgrenzen im Sinne des OÖ 

Straßengesetzes und dient als Werkzeug für das Bauamt.  
 

Untergaisberg - Brückenneubau und Herstellung Privatstraße: Diesbezüglich soll in nächster Zeit 

mit den Betroffenen die Finanzierung geklärt werden.  
 

Meldung Straßenfrostaufbrüche:   

Die Mitglieder des GR werden ersucht, Frostaufbrüche in den Straßen dem Gemeindeamt zu melden.  
 

Aufstellung von Hundetafeln: Die Ortsbauernschaft verfügt noch über Tafeln zur Hundekotvermeidung 

in landw. genutzten Wiesen.  
 

Kindergarten-, Schule-, Kultur-, Sport-, Jugend-, Familien-, Senioren-, Integration- und 

Tourismusausschuss - Obfrau Monika Kettler-Kroiss: 

Umschulung: Die vorliegenden Umschulungsanträge wurden gemeinsam mit der Gemeinde St. Lorenz 

positiv erledigt. 2015/2016 wird es in der TILO drei erste Klassen geben. 
 

KIGA TILO: Bis Mitte April soll die weitere Vorgangsweise mit St. Lorenz betreffend den 

Kindergartenbetrieb geklärt werden.  
 

Krabbelstube Wagnermühle:  Die Ressourcen sollten weiterhin genutzt werden, zumal auch St. Lorenz 

eine Krabbelstube in Betrieb nimmt.  
 

Jugendzentrum Mondsee: Es liegt ein Folder auf, alle sind eingeladen vorbeizuschauen.  
 

Vereinsobleutetreffen: Ein solches ist in nächster Zeit geplant.  
 

Advent im Mondseeland: Die Gemeinde Tiefgraben wird wieder in bewährter Weise ein Wochenende 

gestalten. Die Adventmärkte im Salzkammergut haben sich auf eine "Weihnachtsmann freie Zone" 

geeinigt.  
 

Pfahlbauvortrag: Dienstag, 31. 3. 2015, 19.30 Uhr, Schlossgalerie 
 

Mobile Betreuung durch Caritas: Zur Entlastung der pflegenden Angehörigen für 2 bis 3 Std. am Tag 

gibt es jetzt eine mobile Hilfe der Caritas.  
 

Umwelt-, Wasser- und Kanalausschuss - Obmann GV Stefan Stichmann: 

Haushaltsnahe Verpackung - Neuorganisation ab 2016: 

Ab 2016 werden Papier (Tonnen), Plastik und Blech (gelber Sack) bei den Hausmüllsammelstellen 

abgeholt. Die Sammelinseln werden zur Gänze beseitigt. Lediglich das ASZ Mondsee bleibt zur 

Entsorgung erhalten.   
 

Flurreinigungsaktion Samstag, 11. 04. 2015, 8:00 Uhr: Am 31. 3. 2015, 19:00 Uhr, findet die 

Vorbesprechung in der Marktgemeinde Mondsee statt.  
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Gesunde Gemeinde - GV Christiana Brandtmeier: 

Die VS TILO nimmt an der Aktion „Wir machen Meter“ vom März bis Juni 2015 teil. Im Übrigen war 

das Interesse im vergangenen Jahr nicht groß.  

GR Christian Steininger schlägt die Zusammenarbeit mit den Vereinen vor. Durch Verlautbarung im  

Nachrichtenblatt und auf der homepage soll eine größere Resonanz erreicht werden.  

 

16.  Allfälliges  

WG Lederberg - genussuntaugliches Trinkwasser: 

GR Dr. Baum informiert, dass das Trinkwasser nicht genusstauglich sei und abgekocht werden müsse. 

Bürgermeister Reindl kann dazu keine Auskunft geben und will sich umgehend erkundigen.  
 

Infos des Außenministeriums - Aushang auf der Amtstafel 

GR Franz Rakar fragt an, ob er Informationsmaterial des Außenministeriums an der Amtstafel anbringen 

kann; der GR gibt die Zustimmung zum Aushang amtlicher Informationen.   

 

17.  Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 11. 12. 2014 

Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 11. 12. 2014 (5/2014) keine Einwendungen eingebracht wurden und stellt den 

Antrag auf Genehmigung.  

Beschluss: einstimmig  

 

Ende: 21.55 Uhr                                                 

 

 

Der Bürgermeister:                    Der Schriftführer: 

 

 

 

 

(Matthias Reindl)                             (AL Koloman Meindl) 

 

 

 

Die nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde am _______________ an die Fraktionsobleute 

geschickt. 

 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

 

Einwendungen genehmigt. 

 

 

Protokollfertiger:  

 

ÖVP: Bürgermeister Matthias Reindl     SPÖ: GV Christiana Brandtmeier 

 

 

 

 

FPÖ: GR Johann Pöllmann      BI:  GR DI Dr. Peter Baum   

 

 

 


